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Einleitung 

Im Zuge der fortschreitenden Integration Europas werden Richter immer 
häufiger mit der Situation konfrontiert, dass Beweismittel im Ausland be-
legen sind. Auf welche Weise können nun solche Beweismittel erhoben 
und für das Verfahren nutzbar gemacht werden? Ist das Prozessgericht auf 
Rechtshilfe durch den Staat angewiesen, in dem sich das Beweismittel 
befindet (im Folgenden „Beweisstaat"), oder kann es selbständig in dem 
anderen Staat tätig werden und die Beweise vor Ort erheben? Kann es 
womöglich trotz des Auslandsbezugs eine „normale" Inlandsbeweisauf-
nahme vornehmen? 

Eine gute Justiz, die der materiellen Gerechtigkeit dienen möchte, muss 
eine optimale Verwertung von im Ausland befindlichen Beweismitteln 
sicherstellen. Jedoch sind hier mehrere Rechtssysteme betroffen, was un-
übersehbare Komplikationen hervorruft. Zudem können dem Interesse an 
der Beweisführung (Beweisinteresse) legitime Schutzinteressen von Zeu-
gen und Beweismittelinhabern entgegenstehen. Daneben treten Gesichts-
punkte der Prozessökonomie. 

Das grenzüberschreitende Element bewirkt, dass das jeweilige Gericht 
neben der eigenen staatlichen Prozessordnung auch über- und zwischen-
staatliches Recht beachten muss. War hier bisher vor allem das Haager 
Beweisübereinkommen1 (HBÜ) vom 18. März 1970 einschlägig, so hat die 
EG nunmehr die Verordnung (EG) Nr. 1206/2001 des Rates vom 28. Mai 
2001 über die Zusammenarbeit zwischen den Gerichten der Mitgliedstaa-
ten auf dem Gebiet der Beweisaufnahme in Zivil- oder Handelssachen 
(BewVO)2 erlassen. Die BewVO erfasst wichtige Teile der grenzüber-
schreitenden Beweisaufnahme im Europäischen Justizraum und bildet da-
her in dieser Arbeit den Schwerpunkt der Betrachtung. 

Zunächst sollen zwei Beispiele die praktischen Probleme der Thematik 
vermitteln, bevor das Thema von anderen abgegrenzt wird. Danach ist die 
Entstehungsgeschichte der BewVO darzustellen. Schließlich wird der 
Gang der Darstellung skizziert. 

1 BGBl. 1977 II, 1472. 
2 ABl. EG L 174 vom 27.6.2001, S. 1 ff., s. Anhang I sowie „Schönfelder"-

Ergänzungsband, Nr. 103 d. 
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1) Beispiele 

Die Problematik der grenzüberschreitenden Beweisaufnahme wird plasti-
scher, wenn man sich die verschiedenen Komplikationen und die Interes-
senlage anhand praktischer Fälle vor Augen führt. Da die wenigen durch 
die Rechtsprechung entschiedenen Fälle jeweils nur einen bestimmten As-
pekt des Problemkreises betreffen, werden hier fiktive Beispiele verwen-
det. 

a) Beispiel 1 

Mieter Meier aus Tübingen schließt mit Vermieter Vernet einen Mietver-
trag über ein Ferienappartement in der Nähe von Aix-en-Provence (Frank-
reich), wo Meier seinen Urlaub verbringen möchte. Wegen angeblicher 
Mietmängel verweigert Meier die vollständige Zahlung des vereinbarten 
Mietzinses. Daraufhin klagt Vernet vor dem Amtsgericht Tübingen auf 
Zahlung des ausstehenden Betrages. Meier behauptet, die Mietsache sei 
schon in der Substanz mit diversen Fehlern behaftet. Zudem sei er durch 
die exzessiven Parties mit illegalem Drogenkonsum des Sohnes Stephane 
des Hausmeisters Hernandez erheblich in seinem Urlaubsgenuss beein-
trächtigt worden. Als Beweismittel werden Zeugenvernehmungen von 
Hausmeister und Nachbarn, Sachverständigengutachten über die Mängel, 
sowie Augenschein des Appartements in Frankreich angeboten. Abgese-
hen von der ökonomischen Fragwürdigkeit der Beweisaufnahme stellt sich 
hier die Frage, ob der Tübinger Amtsrichter gehalten ist, um Rechtshilfe 
durch das Tribunal d'Instance in Aix-en-Provence zu ersuchen, oder ob er 
die Beweise unmittelbar erheben kann - sei es in Frankreich oder in 
Deutschland. Entscheidend kann zudem sein, nach welchem Recht sich 
Pflichten und Rechte der Beweispersonen bemessen. So haben etwa die 
Zeugen Hernandez und Stephane ein Interesse daran, die Aussage insoweit 
zu verweigern als sie eine Strafverfolgung des Stephane auslösen könnten. 
Dem steht das Beweisinteresse des Meier gegenüber, der seine Einwen-
dungen gegen die Mietforderung beweisen will. Müssen nun die Zeugen 
aus Frankreich an dem Tübinger Gerichtsverfahren mitwirken und nach 
welchem Recht bestimmen sich gegebenenfalls ihre Aussageverweige-
rungsrechte? Werden sie dabei in der ihnen vertrauten Form vernommen 
oder aber mit dem deutschen Prozessrecht konfrontiert? Kann das Pro-
zessgericht selbst oder auf dem Umweg über das Rechtshilfegericht in 
Aix-en-Provence Zwangsmittel gegen die Zeugen anwenden? 

b) Beispiel 2 

Ms. Williams erleidet in England körperliche Schäden durch ein Produkt 
der in Stuttgart ansässigen P-AG. Sie klagt in London und möchte die P-
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AG aus Produzentenhaftung in Anspruch nehmen. Kann sie im Rahmen 
der disclosure und inspection Auflistung und Einsichtnahme in Firmen-
Dokumente verlangen? Können Mitarbeiter und Unternehmensberater der 
P-AG im Kreuzverhör vernommen werden, und wenn ja, durch wen? Kön-
nen diese sich auf die weitgehenden Zeugnisverweigerungsrechte der ZPO 
berufen? Kann das Prozessgericht anordnen, dass die Anwälte der 
Klägerin die Produktionsanlagen der P-AG in Deutschland besichtigen 
dürfen? Wie sieht es mit dem Schutz von Unternehmensgeheimnissen aus? 
Inwieweit müssen deutsche Gerichte oder Behörden beteiligt werden? Wie 
wird andererseits vermieden, dass die Ansprüche der - möglicherweise 
schlecht versicherten - Geschädigten wegen Beweisfölligkeit abgewiesen 
werden müssen? 

Im Unterschied zum ersten Beispiel geht es in dieser Konstellation um 
ein ausländisches Erkenntnisverfahren, dessen Beweisaufnahme teilweise 
in Deutschland oder jedenfalls mit Auswirkungen auf in Deutschland an-
sässige Personen vorgenommen werden soll. Die deutsche Perspektive ist 
hier die des Beweisstaates, so dass Erwägungen des Schutzes von Beweis-
personen stärker in den Blickpunkt rücken. Gleichzeitig ist jedoch das 
Beweisinteresse, insbesondere auch einer ausländischen Partei, zu berück-
sichtigen. 

2) Abgrenzung des Themas 

Angesichts der zahlreichen bereits vorhandenen Arbeiten, die sich mit 
dem internationalen Beweisrecht im weiteren Sinne beziehungsweise der 
internationalen Rechtshilfe beschäftigen, bedarf das hier gewählte Thema 
„Grenzüberschreitende Beweisaufnahme im Europäischen Justizraum" der 
Abgrenzung: 

Klarzustellen ist zunächst, dass sich die Arbeit auf die Beweisaufnahme 
in Zivilsachen konzentriert. Andere Verfahrensarten werden nur über-
blicksartig und zum Zweck des Vergleichs dargestellt. Aber auch die Be-
handlung der Rechtshilfe in Zivilsachen insgesamt würde den Rahmen 
dieser Arbeit sprengen. So sollen etwa Fragen der Zustellung und der 
Vollstreckungshilfe wiederum nur am Rande angesprochen werden, wäh-
rend die Rechtshilfe bei der Beweisaufnahme im Zentrum der Untersu-
chung steht. 

Die Arbeit behandelt die Möglichkeiten und den Ablauf der Beweisauf-
nahme als Teil des Erkenntnisverfahrens und nicht das Beweisrecht im 
Allgemeinen. Außerhalb der Betrachtung bleiben damit kollisions-
rechtliche Fragen, die das anwendbare Sachrecht betreffen, sowie Proble-
me der Beweislast, des Beweismaßes etc. Der Begriff der grenzüberschrei-
tenden Beweisaufnahme soll die Beweisaufnahme im Ausland durch ein 
Rechtshilfegericht oder das Prozessgericht umfassen, geht aber darüber 
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hinaus. So soll auch die Beweisaufnahme im Inland, bei der die Beweis-
mittel aus dem Ausland beschafft werden müssen (extraterritoriale Be-
weisbeschaffung), angesprochen werden. 

Räumlich wird nicht der gesamte internationale Rechtshilfeverkehr, 
sondern nur der zwischen den Mitgliedstaaten der EU thematisiert. Ausge-
spart bleibt damit insbesondere der Justizkonflikt mit den USA, der unter 
dem Schlagwort „pretrial discovery" diskutiert wird. Soweit diese Proble-
matik jedoch auch bei den Beweisformen des englischen Rechts auftritt, 
ist sie Gegenstand dieser Arbeit. Wie sich zeigen wird, sind die Unter-
schiede zwischen dem Vereinigten Königreich und Kontinentaleuropa je-
doch weniger stark ausgeprägt als im Verhältnis zu den USA. Der Europä-
ische Binnenmarkt wächst mehr und mehr auch zu einem einheitlichen 
Justizraum zusammen, so dass sich hier für die grenzüberschreitende Be-
weisaufnahme weitergehende Möglichkeiten bieten als im übrigen interna-
tionalen Rahmen. Dies rechtfertigt eine von der sonstigen internationalen 
Beweisaufnahme abgesonderte Behandlung. Wiederum zu Vergleichszwe-
cken werden jedoch einige Ausnahmen von dieser räumlichen Begrenzung 
gemacht. 

Die Konzentration auf die Europäische Union wirkt sich auch auf die 
maßgeblichen Rechtsordnungen aus. So wird das Völkerrecht vielfach 
vom Gemeinschaftsrecht überlagert, so dass seine Behandlung nur wenig 
Raum einnimmt. Schwerpunkt der Darstellung ist die europäische Rechts-
lage, die nun weitgehend von der BewVO geregelt wird. Da die Hauptak-
teure hier aber die nationalen Gerichte sind, müssen auch die nationalen 
Prozessordnungen berücksichtigt werden. Dazu werden die Grundlagen 
des Beweisverfahrensrechts der europäischen Rechtsfamilien einander 
gegenübergestellt. Hinsichtlich der Wege der grenzüberschreitenden Be-
weisaufnahme würde es jedoch den Rahmen sprengen, auf alle nationalen 
Rechte gleichermaßen einzugehen. Deshalb sollen primär die Konstellati-
onen mit Bezug auf Deutschland untersucht werden, also Beweisaufnah-
men im In- und Ausland für Verfahren vor deutschen Gerichten, Beweis-
aufnahmen in Deutschland für ausländische Verfahren und extraterritoriale 
Beweismaßnahmen hinsichtlich Beweispersonen in Deutschland. Dabei 
werden die relevanten Normen der ZPO angesprochen. 

Der Begriff des Europäischen „Justizraums" mag insofern verwundern, 
als in der deutschen Fassung von Art. 61 EG und anderen EU-Dokumenten 
von einem „Raum des Rechts" beziehungsweise „Rechtsraum" die Rede 
ist. Dieser Ausdruck ist jedoch missverständlich, da die bisherigen Bestre-
bungen weniger auf eine Rechtseinheit im Sinne der Geltung einheitlicher 
Sachnormen zielen als zunächst auf eine Vereinheitlichung der Rechts-
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schutzvoraussetzungen3. Auch die BewVO setzt auf dieser Ebene an. Des-
halb wird hier - entsprechend der englischen und französischen Termino-
logie (area of justice/espace de justice)4 - der Ausdruck „Justizraum" ver-
wendet. 

3) Vorgeschichte, Gesetzgebungsverfahren und Zielsetzung der BewVO 

Die Frage einer eigenständigen Regelung der Beweisaufnahme im Ausland 
für die EU-Mitgliedstaaten kam als Teilaspekt der justitiellen Zusammen-
arbeit erst spät auf die Agenda der Europäischen Gemeinschaft. Bis zum 
Vertrag von Amsterdam5 (1997) war die justitielle Zusammenarbeit in 
Zivilsachen lediglich der intergouvernementalen Zusammenarbeit zuge-
ordnet6. Zu einem entsprechenden völkerrechtlichen Übereinkommen kam 
es jedoch nicht. Wegen des 1970 geschlossenen Haager 
Beweisübereinkommens gab es auch keinen dringenden Handlungsbedarf. 

Durch den Vertrag von Amsterdam wurde dann erstmals der Terminus 
eines „Raums der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts" in die Verträge 
eingeführt (Art. 2 EU, Art. 61 ff. EG). Die justitielle Zusammenarbeit in 
Zivilsachen wurde zu einer „echten" Gemeinschaftspolitik und von der 
dritten auf die „erste Säule" überführt7. Mit Art. 61, 65 EG schufen die 
Mitgliedstaaten eine Kompetenznorm, die den Erlass von Sekundärrecht 
im Bereich des Zivilprozessrechts ermöglicht und insbesondere auch 
Maßnahmen der Zusammenarbeit bei der Erhebung von Beweismitteln 
vorsieht (Art. 65 lit. a EG). Entsprechend wurde die Ausarbeitung von 
Maßnahmen im Bereich der Beweisaufnahme in den Aktionsplan zum 
Aufbau eines Raums der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts8 aufge-
nommen und vom Europäischen Rat von Tampere 1999 als Ziel bekräf-
tigt9. 

Daraufhin machte Deutschland im September 2000 von seinem Initia-
tivrecht Gebrauch und leitete dem Rat einen Entwurf für eine BewVO 

3 Vgl. Kohler, Europäisches Kollisionsrecht (2001), S. 15, Fn. 30. 
4 Teilweise ist auch von „European judicial area" beziehungsweise „espace judiciaire 

européen" die Rede. 
5 BGBl. 1998 II, 378, berichtigt BGBl. 1999 II, 416. 
6 Art. 220 EG a.F. (Art. 293 EG n.F.), Art. K. l Nr. 6 EU a.F. 
7 Dazu Heß, NJW 2000, 23 ff. 
8 Aktionsplan des Rates und der Kommission zur bestmöglichen Umsetzung der Be-

stimmungen des Amsterdamer Vertrags über den Aufbau eines Raums der Freiheit, der 
Sicherheit und des Rechts vom 3.12.1998, ABl. EG C 19 vom 23.1.1999, S. 1 (11), 
Nr. 41 lit. e. 

9 Schlussfolgerungen des Vorsitzes des Europäischen Rates (Tampere) vom 
15./16.10.1999, NJW 2000, 1925, Nr. 38. 
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zu10. Diese sollte eine Intensivierung der justitiellen Zusammenarbeit in 
Zivilsachen sowie eine Vereinfachung und Beschleunigung der Zusam-
menarbeit der Gerichte auf dem Gebiet der Beweisaufnahme bewirken11. 
Der Entwurf orientierte sich am HBÜ, das zwischen 11 Mitgliedstaaten 
der EU gilt12, wollte jedoch darüber hinaus direkte Beziehungen zwischen 
den Gerichten, praktische Hilfsmittel wie moderne Kommunikationsmittel 
und Formblätter sowie feste Bearbeitungsfristen einführen. Der Fokus war 
also allein auf die Verbesserung der aktiven Rechtshilfe gerichtet. Der 
Entwurf umfasste weder Möglichkeiten der unmittelbaren Beweisaufnah-
me noch Regelungen zu Beweisanordnungen mit extraterritorialer Wir-
kung. 

Die Art. 65, 67 Abs. 1 EG sehen das Konsultationsverfahren vor, so 
dass das Europäische Parlament anzuhören war. Dieses gab am 14. März 
2001 seine nicht bindende Stellungnahme ab13. Darin billigte es den Ent-
wurf und machte nur geringfügige Ergänzungsvorschläge, welche aber 
nicht die wesentlichen Regelungen betrafen. Der zugrunde liegende Be-
richt betonte die Notwendigkeit, eine „justitielle Dimension einzuführen", 
welche die Binnengrenzen überwinde, die zunehmend ein Hindernis für 
eine wirksame Rechtspflege darstellten. Dazu müsse die Kooperati-
onsfähigkeit der nationalen Rechtssysteme weiterentwickelt werden14. Die 
Initiative wurde insgesamt als ein Fortschritt angesehen, da sie den Bür-
gern einen besseren Zugang zur Justiz verschaffe. 

Bereits am 28. Februar 2001 hatte der Wirtschafts- und Sozialausschuss 
seine Stellungnahme verabschiedet15, die der Rat gem. Art. 262 EG erbe-
ten hatte. Auch dieser begrüßte die Initiative grundsätzlich, da die Schaf-
fung eines Europäischen Raums des Rechts zwingend eine verbesserte 
Zusammenarbeit zwischen den Gerichten und daher eine Vereinfachung 

10 Initiative der Bundesrepublik Deutschland im Hinblick auf den Erlass einer Ver-
ordnung des Rates über die Zusammenarbeit zwischen den Gerichten der Mitgliedstaaten 
auf dem Gebiet der Beweisaufnahme in Zivil- und Handelssachen, ABl. EG C 314 vom 
3.11.2000, S. 1 ff. 

11 Begründung des Bundesministeriums der Justiz, BMJ-Dok., S. 1. 
12 Österreich, Belgien, Griechenland und Irland haben das HBÜ nicht ratifiziert. 
13 ABl. EG C 343 vom 5.12.2001, S. 184 f. Der Stellungnahme liegt ein Bericht des 

EP-Ausschusses für Recht und Binnenmarkt (Berichterstatter Marinho) zugrunde, Dok. 
A5-0073/2001. 

14 EP, Dok. A5-0073/2001, S. 9 f. 
15 ABl. EG C 139 vom 11.5.2001, S. 10 ff. Mit der Vorbereitung der Stellungnahme 

war die Fachgruppe Binnenmarkt, Produktion und Verbrauch (Berichterstatter Bataller) 
beauftragt. 
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und Straffung der Verfahren erfordere16. Der Ausschuss machte jedoch 
auch einige Ergänzungsvorschläge und äußerte Kritik. So hielt er es etwa 
für wünschenswert, dass im Wortlaut der Verordnung hervorgehoben wür-
de, dass der Akzent der Regelung auf die Stärkung beziehungsweise Ver-
besserung der Rechte der Rechtssuchenden gelegt werden solle. Letztlich 
wäre dies aber überflüssige „Verordnungs-Lyrik", die der Rat zu Recht 
nicht übernommen hat. Andere Ergänzungsvorschläge - wie etwa die Zu-
erkennung der vollen Beweiskraft für ausländische öffentliche Urkunden17 

- betreffen Einzelfragen außerhalb des hier zu normierenden Bereichs der 
grenzüberschreitenden Beweisaufnahme. 

Schon vor der Verkündung dieser Stellungnahmen hatten am 22./23. 
Februar 2001 Beratungen der Arbeitsgruppe für Zivilrecht (Beweisauf-
nahme) stattgefunden, auf deren Basis der Vorsitz des Rates eine revidier-
te Fassung des Verordnungsentwurfs erstellte, die am 16. März 2001 vor-
gelegt wurde18. Hierin fanden sich substantielle Veränderungen, indem die 
Möglichkeiten der Beteiligung von Parteien und Prozessgericht verstärkt, 
sowie der Weg der unmittelbaren Beweisaufnahme durch das Prozessge-
richt neu eingeführt wurden. Hingegen wurden die Vorschläge des Europä-
ischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses kaum be-
rücksichtigt. Zudem blieben Beweisanordnungen mit extraterritorialer 
Wirkung außerhalb des Anwendungsbereichs, was eine beachtliche Rege-
lungslücke darstellt. Nach lediglich redaktionellen Änderungen wurde die-
se revidierte Fassung schließlich am 28. Mai 2001 vom Rat für Justiz und 
Inneres angenommen und bildet nun die Verordnung 1206/01/EG19 (Bew-
VO). Sie ist am 1. Juli 2001 in Kraft getreten, mit Ausnahme einiger vor-
bereitender Bestimmungen jedoch erst mit Beginn des Jahres 2004 an-
wendbar (Art. 24 BewVO). Zum gleichen Zeitpunkt tritt auch das deutsche 
Durchführungsgesetz in Kraft20. 

4) Gang der Untersuchung 

Im Folgenden sollen zunächst einige Grundlagen dargestellt werden, die 
für die Bewertung der unterschiedlichen Wege der grenzüberschreitenden 
Beweisaufnahme in Zivilsachen bedeutsam sind. Dazu zählen zunächst die 
Interessen der betroffenen Personen, welche gegebenenfalls grundrechtlich 

16 Stellungnahme WSA, ABl. EG C 139 vom 11.5.2001, S. 10 (12), Nr. 4.2. 
17 Stellungnahme WSA, ABl. EG C 139 vom 11.5.2001, S. 10 (13), Nr. 5.3.2. 
18 Rat, Dok. 6850/01 JUSTCIV 28 vom 16.3.2001 (dt. Version vom 5.4.2001), und 

6850/01 JUSTCIV 28 ADD 1 vom 28.3.2001 (4.4.2001) bzgl. der Formblätter. 
19 Veröffentlicht im ABl. EG L 174 vom 27.6.2001, S. 1 ff. 
2 0 BGBl. 2003 1,2166 ff. 
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gewährleistet sind, und ihre Gewichtung zueinander. Im Anschluss werden 
die maßgeblichen Unterschiede und Gemeinsamkeiten der nationalen Be-
weisverfahrensrechte untersucht, um mögliche Problemstellen zu identifi-
zieren. In einem dritten Teil folgt eine vergleichende Betrachtung der Be-
weisaufnahme in anderen föderalen Justizsystemen, beziehungsweise der 
Rechtshilfe bei anderen Verfahrensarten. Mit diesen Grundlagen ist das 
Koordinatensystem festgelegt, in das die Regelungen der BewVO einzu-
ordnen sind. Diese wird daher im vierten Teil ausführlich untersucht. Da-
bei stehen die Beweisaufnahme im Ausland durch ein Rechtshilfegericht 
sowie die unmittelbare Beweisaufnahme durch das Prozessgericht im 
Zentrum der Betrachtung. Daneben wird ein Blick auf die Randbestim-
mungen der BewVO und ihre Kompetenzgrundlage geworfen. Ein weiterer 
Teil wird dann die übrigen Wege der grenzüberschreitenden Beweisauf-
nahme behandeln, die von der BewVO nicht geregelt werden. Anschlie-
ßend werden noch die Entwicklungstendenzen und -möglichkeiten erör-
tert. Schließlich beendet eine Zusammenfassung der Ergebnisse die Ar-
beit. 
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Teil 1 

Betroffene Interessen 

Um die Regelungen der BewVO und die übrigen Wege der grenzüber-
schreitenden Beweisaufnahme bewerten zu können, müssen zunächst die 
Ausgangspunkte geklärt werden. Dazu wird als Erstes die Interessenlage 
bei der grenzüberschreitenden Beweisaufnahme dargestellt, um später zu 
überprüfen, ob die einzelnen Interessen zu einem angemessenen Ausgleich 
gebracht wurden. Bei der grenzüberschreitenden Beweisaufnahme lassen 
sich drei Arten von Interessen unterscheiden: Zunächst das des Beweisfüh-
rers, dass der Beweis effektiv erhoben und zutreffend gewürdigt wird 
(Beweisinteresse). Dem gegenüber stehen die Interessen von Zeugen, Be-
weismittelinhabern und Dritten, für welche die Beweisaufnahme eine Be-
lastung und einen Eingriff in ihre Rechte darstellen kann. Diese Personen-
gruppe bedarf eines gewissen Schutzes, weshalb man von Schutzinteres-
sen sprechen kann. Daneben treten gegebenenfalls öffentliche Interessen 
von Staaten oder Gerichten. Schließlich ist zu fragen, wie diese Interessen 
zu gewichten sind. 

A. Beweisinteresse und Recht auf effektive Beweisaufnahme 

I. Das Beweisinteresse 

Zur Einordnung des Beweisinteresses ist zunächst zu fragen, wer dieses 
Interesse hat und worauf es sich bezieht. Das hauptsächliche Interesse an 
der Erbringung des Beweises hat naturgemäß der Beweisführer. Trägt er 
die Beweislast, so erleidet er prozessuale Nachteile, wenn der Beweis 
nicht erbracht wird. Dies trifft jedoch nicht ausschließlich den Kläger. 
Vielmehr trägt nach der „Rosenberg'schen Formel" grundsätzlich jede Par-
tei die Beweislast für das Vorhandensein der Voraussetzungen der ihr 
günstigen Normen1. Damit trifft die Beweislast teils den Kläger, teils den 
Beklagten. Der Beweisbelastete hat also ein evidentes Interesse an einer 
effektiven Beweisaufnahme, da er nicht bewcisfällig bleiben will. Ent-

1 Rosenberg/Schwab/Gottwald, ZPR (1993), S. 670 f. 
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sprechendes gilt aber auch, wenn der Beweisführer keine Beweislast trägt, 
etwa wenn er einen Gegenbeweis antritt, um ein Beweisvorbringen des 
Gegners zu erschüttern. Der Beweisführer hat hier das gleiche Interesse, 
denn er möchte sich seine günstigere Prozesssituation erhalten. 

Welche Interessen aber hat die jeweils andere Partei, also der Beweis-
gegner? Seine Hoffnung auf ein Scheitern der Beweisführung ist wegen 
der Wahrheitspflicht im Prozess (§138 Abs. 1 ZPO) nicht schutzwürdig. 
Legitim ist aber sein Bestreben, dass eventuelle Zweifel an der Glaubwür-
digkeit eines Beweismittels erkennbar werden. Er ist also idealiter an der 
zutreffenden Beweiswürdigung interessiert, was wiederum eine effektive 
Beweisaufnahme erfordert. Zudem kann er eine zügige Durchführung der 
Beweisaufnahme erwarten. 

Es zeigt sich also, dass es nicht auf die Rollenverteilung zwischen Klä-
ger und Beklagtem, Beweisführer und Beweisgegner ankommt. Vielmehr 
ist es im Interesse beider Parteien, dass die Beweisaufnahme zügig und 
effektiv vonstatten geht. 

II. Das Recht auf effektive Beweisaufnahme 

Nachdem das Beweisinteresse als solches dargestellt ist, soll nun geklärt 
werden, ob dieses Interesse im grenzüberschreitenden Rechtsverkehr auch 
grundrechtlich abgesichert ist. In Betracht kommt hier ein Recht auf effek-
tive grenzüberschreitende Beweisaufnahme als Unterkategorie des Rechts 
auf Beweis. Dessen verfassungsrechtlicher Charakter ist in Deutschland 
weithin anerkannt. Im Zusammenhang dieser Arbeit interessiert aber, ob 
es sich dabei auch um ein gemeineuropäisches Recht handelt, denn nur 
dann wird es für die grenzüberschreitende Beweisaufnahme im Europäi-
schen Justizraum relevant. Dazu ist zu prüfen, auf welchen Verfassungs-
grundsatz dieses Recht gestützt werden kann, gegen wen es einen An-
spruch verleiht und worauf dieser konkret gerichtet ist. 

1) Herleitung des Rechts auf Beweis 

Eine Norm, die ausdrücklich ein Recht auf Beweis statuiert, gibt es nicht. 
In der deutschen Verfassungsdiskussion werden daher mit den Art. 3 
Abs. 1, Art. 19 Abs. 4, Art. 101 Abs. 1 S. 2 und Art. 103 Abs. 1 GG ver-
schiedene positivrechtliche Grundlagen genannt2. Dieser Ansatz greift hier 

2 Habscheid, ZZP 96 (1983), 306 ff., ders., SJZ 1984, 381 ff., Schwab/Gottwald, in: 
Habscheid (Hrsg.), Effektiver Rechtsschutz (1983), S. 1 (59), Geimer, ZfRV 33 (1992), 
401 (410), MünchKomm/Pröif/'wg, § 284 ZPO, Rdn. 18, Stein/ JonasILeipold, §284 
ZPO, Rdn. 51, H. Roth, in: Erichsen/Kollhosser/Welp (Hrsg.), Recht der Persönlichkeit 
(1996), S. 279 (284 f.), Schulze, IPRax 2001, 527. 
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